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Keine Tempolimit-Pflicht
FRANKFURT Der viel diskutierte
Tempolimit-Beschluss hat in der
evangelischen Kirche kaum un-
mittelbare Auswirkungen. Die evan-
gelischen Landeskirchen setzen in
der Regel auf die Eigenverantwor-
tung ihrer Beschäftigten, eine ver-
bindliche Anordnung zum lang-
sameren Fahren gibt es bisher
nicht, wie eine Umfrage des Evange-
lischen Pressedienstes unter den 20
Landeskirchen ergab. epd

Gegen Ende der Regeln
BERLIN Die Mehrheit der Menschen
in Deutschland lehnt einer Umfrage
zufolge eine sofortige Abschaffung
aller Maßnahmen gegen das Coro-
navirus ab. In einer Befragung des
Meinungsforschungsinstituts You-
gov im Auftrag der Deutschen Pres-
se-Agentur sprechen sich 52 Pro-
zent gegen ein Ende der Masken-
pflicht in öffentlichen Verkehrsmit-
teln zum jetzigen Zeitpunkt aus. dpa

Kurz notiert

Deutschland leistet Rekordbeitrag für EU-Haushalt
den Euro. Diese Länder bekommen
viel Unterstützung für Landwirte
und wirtschaftsschwache Regionen.

In der EU-Kommission wird da-
rauf verwiesen, dass der EU-Haus-
halt im Vergleich zu den nationalen
Budgets sehr klein sei. Die Bundes-
regierung schreibt: „Keine andere
europäische Volkswirtschaft profi-
tiert so sehr vom EU-Binnenmarkt
wie die deutsche.“  dpa

so viel Geld, Italien mit rund 3,2 Mil-
liarden Euro weniger als ein Siebtel.

Der in absoluten Zahlen größte
Nettoempfänger war den Berech-
nungen zufolge Polen, das aus dem
EU-Haushalt etwa 11,8 Milliarden
Euro mehr herausbekam, als es ein-
zahlte. Danach folgten Griechen-
land mit 4,5 Milliarden Euro, Un-
garn mit rund 4,1 Milliarden Euro
und Rumänien mit knapp 4 Milliar-

BRÜSSEL Der deutsche Finanzie-
rungsbeitrag zum EU-Haushalt ist
im vergangenen Jahr auf einen neu-
en Rekordwert gestiegen. Nach Be-
rechnungen der Deutschen Presse-
Agentur steuerte die Bundesrepu-
blik 2021 netto etwa 25,1 Milliarden
Euro zu den Gemeinschaftsausga-
ben der Europäischen Union bei.
Frankreich gab unter dem Strich mit
12,4 Milliarden Euro nur etwa halb

Die neue kroatische Euro-
Münze mit der Karte des
Landes. Viele Kroaten
befürchten, dass der Euro
die Teuerung antreibt.
Foto: dpa

Mehr Skepsis
als Euphorie zum

Start des Euro
ZAGREB Kroatien bekommt europäische Währung
und wird Schengen-Land – Vorteile für Urlauber

Von Gregor Mayer

A
m 1. Januar führt das EU-
Land Kroatien den Euro
anstelle der Landes-
währung Kuna ein. Zu-

gleich tritt das Land an der Adria der
grenzkontrollfreien Schengen-Zone
bei. Für Millionen Urlauber aus
Deutschland bedeutet dies eine dop-
pelte Erleichterung: sie müssen
kein Geld mehr tauschen und er-
sparen Wechselkursverluste; und
ihr Reiseziel erreichen sie ohne oft
stundenlange Wartezeiten an den
slowenisch-kroatischen Grenzüber-
gängen.

Kroatien trat 2013 der EU bei. Für
die Einführung der europäischen
Gemeinschaftswährung musste es
eine Reihe von Bedingungen er-
füllen. Der Wechselkurs ist festge-
legt: ein Euro entspricht 7,5345
Kuna. Bis zum 14. Januar besteht
eine Übergangsfrist, in der noch in
beiden Währungen bezahlt werden
kann. Kuna aus dem letzten Urlaub
können bis Ende 2023 bei Banken in
Kroatien gebührenfrei umgetauscht
werden – bis zu jeweils 100 Münzen
und Scheinen pro Transaktion.

Voraussetzungen Zuletzt führte Li-
tauen 2015 den Euro ein, Kroatien
wird das 20. Euro-Land sein. Nach
den EU-Verträgen sind alle Mit-
gliedsstaaten bis auf Dänemark zum
Beitritt zur Gemeinschaftswährung
verpflichtet, sobald sie die Voraus-
setzungen erfüllen. Mehrere Staa-
ten verfolgen dies aber nicht mit
Nachdruck – etwa Schweden, Polen
und Ungarn. Die Schengen-Zone
wurde zuletzt 2011 erweitert – um
den nicht zur EU gehörenden
Kleinstaat Liechtenstein.

Vor allem der Fremdenverkehr
hat hohe Erwartungen. Das Land

mit der langen Adriaküste und den
vielen malerischen Buchten und In-
seln lebt stark vom Tourismus. 16
Millionen ausländische Urlauber,
unter ihnen 3,4 Millionen Deutsche,
verzeichnet die Statistik für die ers-
ten elf Monate 2022.

Verwerfungen Noch nie war eine
Euro-Einführung von derartigen
weltwirtschaftlichen Verwerfungen
begleitet wie aktuell. Russlands
Krieg in der Ukraine, gestiegene
Energiekosten und Lieferprobleme
im Zuge der Corona-Pandemie er-
wiesen sich europaweit als In-
flationstreiber. Mit 13,5 Prozent lag
die Teuerungsrate in Kroatien im
November etwas über dem EU-
Schnitt von 10,1 Prozent. Die Ein-
malwirkung durch die Euro-Ein-
führung bezifferte EU-Kommissi-
onsvize Valdis Dombrovskis auf-
grund früherer Erfahrungen auf 0,1
bis 0,3 Prozentpunkte. Mittelfristig
werde sich das aber durch niedrige-
re Währungsumrechnungskosten
und niedrigere Zinssätze ausglei-
chen. Prognosen zufolge soll die In-
flation 2023 auf 5,7 Prozent sinken.

Die Kroaten gehen wiederum
von ihrer eigenen Lebenserfahrung
aus und rechnen damit, dass Handel
und Dienstleister bei der Umrech-
nung „aufrunden“ werden, wo sie
nur können. Die Beliebtheit der
Euro-Einführung hält sich deshalb
in Grenzen. Nach einer Umfrage
vom April sind 55 Prozent der Bür-
ger für den Euro, 42 Prozent lehnen
ihn ab. Dabei leben die Kroaten seit
Jahrzehnten in einem doppelten
Währungssystem. Seit Millionen
von ihnen ab den 1970er Jahren als
Gastarbeiter in den Westen – häufig
nach Deutschland – zogen und Ur-
lauber in Massen an die Adria ström-
ten, ist es üblich, Immobilien, Autos

oder andere hochpreisige Güter in
D-Mark und dann in Euro zu be-
zahlen. Auf das eigene Geld – den ju-
goslawischen, dann den kroatischen
Dinar und schließlich die Kuna –
blickte man eher mitleidig herab.
Das war das Geld für den täglichen
Einkauf, für die bescheidene Rente,
für das Taschengeld der Kinder.

Verbesserungen Was Urlauber mit
dem Wegfall der Wechselgebühren
gewinnen, verlieren Kroatiens Ban-
ken. Die Gewinneinbußen werden
nach Expertenschätzung 1,4 Milliar-
den Kuna (185 Mio Euro) ausma-
chen, rund 20 Prozent des vom Sek-
tor erwirtschafteten Gewinns. Mit-
tel- und langfristig überwiegen aus
Sicht von Ökonomen aber Vorteile.
Die Teilhabe am Euro bedeute mehr
Widerstandskraft gegen äußere
Schockwirkungen und besseren Zu-
gang zu Finanzmärkten. Das Wäh-
rungsrisiko für Kreditgeber re-
duziere sich, Kroatien komme an
günstiger verzinste Darlehen.

Der Entfall der Kontrollen an den
Grenzen zu Slowenien und Ungarn
sowie für Fähren nach Italien (für
Flugreisende innerhalb des Schen-
gen-Raums ab 26. März) erleichtert
Urlaubern, Geschäftsreisenden und
Pendlern das Leben. Um die Sym-
bolwirkung zu betonen, kommt EU-
Kommissionspräsidentin Ursula
von der Leyen am Neujahrstag zum
slowenisch-kroatischen Grenzüber-
gang Obrezje-Bregana.

Verhalten Die Kroaten feiern zwar
gerne, aber wegen der eher ver-
haltenen Akzeptanz der Euro-Ein-
führung sieht die Regierung von Mi-
nisterpräsident Andrej Plenkovic
von großen Feierlichkeiten ab. An-
sonsten werden die Kroaten Silves-
ter feiern wie jedes Jahr. dpaHSt-Grafik/dpa, Quelle: Auswärtiges Amt, Europäische Union
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Priester und
Ordensleute
werden Opfer

MÜNCHEN Mehr als 100 katholische
Priester und Ordensleute sind nach
Angaben des Hilfswerks „Kirche in
Not“ im zu Ende gehenden Jahr ent-
führt, verhaftet oder getötet wor-
den. Mindestens zwölf Priester und
fünf Ordensschwestern starben ei-
nes gewaltsamen Todes, wie die
Hilfsorganisation am Donnerstag in
München mitteilte. Zudem wurden
demnach 42 Priester und neun
Schwestern entführt. Mindestens
32 weitere Männer und neun Frauen
seien in Ausübung ihres Dienstes in-
haftiert worden. Drei entführte
Priester würden noch vermisst. Da-
runter sei auch der Deutsche Hans-
Joachim Lohre, der im November in
Mali verschleppt wurde.

Besonders gefährlich war es für
Geistliche in diesem Jahr in Nigeria,
wo allein sieben Priester getötet und
35 Männer und Frauen der katho-
lischen Kirche entführt wurden.
Während die meisten wieder frei-
kamen, ist das Schicksal von zwei
Entführten unbekannt. In der De-
mokratischen Repulik Kongo wur-
den zwei Priester und eine Schwes-
ter umgebracht – in Mexiko ermor-
deten Mitglieder der Drogenkartel-
le drei Priester, und im Südsudan
wurden zwei Ordensschwestern ge-
tötet. Außerdem wurden nach Anga-
ben von „Kirche in Not“ mindestens
32 Geistliche in Ausübung ihres
Dienstes inhaftiert. „Die jüngsten
Fälle betreffen vier Priester der
ukrainischen griechisch-katho-
lischen Kirche, die im von Russland
besetzten Teil der Ukraine tätig
sind.“ Es sei zu befürchten, dass sie
gefoltert und wegen Terrorismus
angeklagt würden, hieß es. dpa
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2010 Vor zwölf Jahren
Deutschland erlebt den kältesten
Dezember seit 1969. Die Durch-
schnittstemperatur habe um 4,3
Grad unter dem langjährigen Mittel
gelegen, berichtet der Deutsche
Wetterdienst (DWD) in seiner Mo-
natsbilanz.

2020 Vor zwei Jahren
Bei einem verheerenden Erdrutsch
in der norwegischen Gemeinde
Gjerdrum kommen zehn Menschen
ums Leben.
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Was regionale Bundestagsabgeordnete in diesem Monat bewegt hat
Region Der Heilbronner SPD-Abge-
ordnete Josip Juratovic (SPD) ist
im Dezember mit dem EU-Aus-
schuss nach Brüssel gereist. Bei Ge-
sprächen mit Kommissionspräsi-
dentin Ursula von der Leyen war die
europäische Solidarität bestimmen-
des Thema. „Wir Parlamentarier
müssen Rechtsstaatlichkeit in allen
Mitgliedsstaaten einfordern und
dürfen keine Abstriche hinneh-
men“, sagt Juratovic. Es sei richtig,
dass die EU Zahlungen in Höhe von
6,3 Milliarden Euro an Ungarn ein-
gefroren hat.

Besonders gefreut hat sich Jurato-
vic über das gute Abschneiden des
kroatischen Teams bei der Fußball-
WM. Der Sport zeige, wie vielfältig
Deutschland ist. „So kann ich, als
Europäer mit deutschem Pass und
kroatischen Wurzeln, sowohl die
deutsche als auch die kroatische Na-
tionalmannschaft bejubeln, ohne
mich dafür erklären zu müssen.“

Der Hohenloher Abgeordnete
Harald Ebner (Grüne) war als Mit-

glied der deutschen Delegation um
Umweltministerin Steffi Lemke bei
der Weltnaturkonferenz im kanadi-
schen Montreal. Dass es erstmals
ein weltweites Abkommen für mehr
Artenschutz gibt, ist für den 58-Jäh-
rigen ein „großer Schritt“, wenn
auch für Deutschland viel zu tun sei,
um die Verpflichtungen einzuhalten.

Im Bundestag treiben Ebner der
Atomausstieg und die Suche eines
Endlagers weiter um. Seine Frakti-
on hat dazu Mitte Dezember Exper-
ten eingeladen, die an der Endlager-
suche beteiligt sind, doch eine Lö-
sung ist weiter nicht in Sicht.

Michael Link (FDP, HN) ist als
Transatlantik-Koordinator der Bun-
desregierung in die USA gereist, um
sich nach den Midterms ein Bild vor
Ort zu machen. „Die USA sehen aus
der Ferne vielleicht so aus, als ob es
nur Trump und Biden gebe“, sagt
Link. Die Realität sei jedoch kompli-
zierter. Besonders für Baden-Würt-
temberg ist eine gute Zusammenar-
beit mit den USA wichtig, betont er.

Tendenzen hin zum Protektionis-
mus gebe es bei Demokraten und
Republikanern, etwa mit dem „Infla-
tion Reduction Act“.

Abseits dessen beschäftigt sich
Link mit Verkehrsthemen, wie dem
Ausbau von A6, Frankenbahn und
der Neckarschleusen.

Über den Schreibtisch des CDU-
Abgeordneten Fabian Gramling
(Neckar-Zaber) sind in diesem Jahr
22 Gesetze und 19 Verordnungen
der Ampel-Koalition gegangen. Das
Ergebnis: „Deutsche Energiepolitik
war schon lange nicht mehr so eng-
stirnig, irrational und schmutzig wie

jetzt.“ Die Gewissheit, dass der
Strom aus der Steckdose kommt,
gebe es nicht mehr. „Ob unsere Gas-
reserven für die kalten Monate aus-
reichen, weiß niemand“, sagt Gram-
ling. Außerdem seien Stromab-
schaltungen für 90 Minuten in Ba-
den-Württemberg nicht mehr aus-
geschlossen. Unklar sei auch, wie
der Strom aus dem Kernkraftwerk
Neckarwestheim ersetzt werden
soll, das 2021 rund 22 Prozent der
Stromversorgung im Land lieferte.

Marc Jongen (AfD, Neckar-Za-
ber) hat im Bundestag eine Rede
über die Hungersnot Holodomor in
der Ukraine gehalten. Die Lehre aus
diesem „Menschheitsverbrechen“
sei: „Die sozialistische Ideologie,
mit ihrem Hass auf Individualität
und Freiheit, mit ihrem Gleichma-
chungs-Terror, mit ihrem Wahn, ei-
nen neuen Menschen zu schaffen,
ist abzulehnen.“ Zudem ist Jongen
nach Georgien gereist, wo er schwä-
bische Auswanderer getroffen hat.
Christoph Donauer

Draht nach Berlin

Josip Juratovic (SPD) und Hund Pajdo
freuen sich mit Kroatiens Mannschaft.

Michael Link (FDP) vor dem Kapitol in
Washington D.C. in den USA. Fotos: privat

Israels Regierung vereidigt
JERUSALEM Knapp zwei Monate
nach der Parlamentswahl in Israel
ist die Regierung des Siegers Benja-
min Netanjahu am Donnerstag in Je-
rusalem vereidigt worden. Es ist die
am weitesten rechts stehende Re-
gierung, die Israel je hatte. Erstmals
sind auch rechtsextreme Politiker in
der Koalition vertreten. Amir Ocha-
na von Netanjahus rechtskonserva-
tiver Likud-Partei wurde zum Parla-

mentspräsidenten gewählt. Bei ei-
ner Vertrauensabstimmung stimm-
ten 63 von 120 Knesset-Abgeordne-
ten für und 54 gegen die Regierung.

Begleitet von wütenden Zwi-
schenrufen der Opposition stellte
Netanjahu im Plenum die wichtigs-
ten Ziele für die kommenden vier
Jahre vor. Man werde alles tun, „da-
mit der Iran uns nicht mit einer
Atombombe zerstört“. dpa©HEILBRONNER STIMME | Heilbronn | POLITIK | 4 | Freitag,  30. Dezember  2022 


